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Beschauer. Aus den Texlbeiträgen ersieht man, dass die Mappe ihre Entstehung
einer Arbeitsgemeinschaft verdankt, die es sich zum lobenswerten Ziel macht,
der Arbeiter- und Angestelltenschaft gute, erschwingliche Kunst zu vermitteln.
Das liegt sicher im Sinn echter Volksbildungsbestrebungen. Wir finden u. a. von
Ständerat Gottfried Klaus eine ansprechende Biographie über Ernst Nobs, den
ersten Vertreter der Arbeiterschaft in der Landesregierung und wandern mit
diesem markanten Volksmann durch einen entscheidenden Geschichtsabschnitt.

Gesetz und Recht

Strafgesetzbuch
Art. 191. Begriff des Dienstboten.

Ein Küchenbursche in einer Kantine
ist nicht Dienstbote, auch ivenn er
beim Arbeitgeber Kost und Logis hat.
— Wer Dienstbote ist, sagt das Gesetz
nicht. Nach allgemeinem
Sprachgebrauch wird unter Dienstbote ein
Mitglied einer häuslichen Gemeinschaft

verstanden, das auf Grund eines
Vertragsverhältnisses (als Dienstbote)
in den gemeinsamen Haushalt
eingetreten ist (ZGB, Art. 331, Abs. 2). Zur
Begründung der häuslichen Gemeinschaft

bedarf es jedoch nicht nur
wirtschaftlicher (gemeinsame Wohnung
und Verpflegung), sondern auch enger
persönlicher Beziehungen, die ein
Unterordnungsverhältnis auf der einen,
Fürsorge und erhöhte Verantwortung
auf der andern Seite begründen (ZGB,
Art. 332, 333; OR, Art. 344).
Massgebend ist sodann, dass der der
Hausgemeinschaft angeschlossene
Arbeitnehmer Arbeiten im Haushalt oder für
den Haushalt verrichtet. Ein Geselle
kann Mitglied einer häuslichen
Gemeinschaft sein, ist aber nicht Dienstbote

(vgl. die Gegenüberstellung in
ZGB, Art. 331, Abs. 2). Dass das Strafrecht

den Begriff des Dienstboten, in
Uebereinstimmung mit dem Zivilrecht,
nicht ausdehnend interpretiert wissen
will, ergibt sich aus der Gegenüberstellung

des « Dienstboten » und « Lehrlings

» in Art. 191 und 192 einerseits,
anderseits aber auch aus "t. 194 und

197, wo von einem « Dienstverhältnis »

schlechthin die Rede ist, oder aus
Art. 135, wonach u. a. ausdrücklich
zwischen (unmündigen) « Arbeitern ».
« Lehrlingen » und « Dienstboten »
unterschieden wird. Dass der Begriff des
Dienstboten eng zu fassen ist, ergibt
sich ferner aus der Interpretation nach
den angedrohten Strafen und deren
gegenseitigem Verhältnis (Germann,
Interpretation gemäss den angedrohten
Strafen, ZStR 54, 345 ff.; derselbe,
Auslegung und freie Rechtsfindung, ZStR
55, 161 ff.; BGE 71 IV 190).

Zur Führung des (gewerblichen)
Kantinenbetriebes hatte der Angeklagte
vier Küchenburschen eingestellt. Kost
und Logis hatten sie beim Angeklagten.

Ein Unterordnungsverhältnis, das
auf der einen Seite eine besondere
Autorität, auf der andern Seite eine
besondere Abhängigkeit begründete,
bestand nicht. Zwischen dem noch
nicht sechzehn Jahre alten Geschädigten

und den drei anderen Küchen-
burschen einerseits und dem Angeklagten

anderseits bestand somit lediglich
ein blosses Dienstvertragsverhältnis,
nämlich das eines Arbeiters und eines
Arbeitgebers. Allein der Umstand,
dass der Angeklagte den jüngsten
Küchenburschen als Opfer ausgesucht
hat, vermag die spezielle Strafschärfung

nach Art. 191, Ziff. 1, Abs. 2, und
Ziff. 2, Abs. 5, StGB nicht zu
begründen.

Dr. W. Müller, Gerichtsschr., Schwyz,
in der «Schweiz. Juristen-Zeitung».
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